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Ravensburg, den    ...................... 
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Ravensburg, den             ............................... 

   (OBERBÜRGERMEISTER) 

 

Ortsübliche Bekanntmachung und Beginn der Rechtsverbind- 

lichkeit des Bebauungsplanes am  
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1. ANLASS SOWIE ZIELE UND ZWECKE DER PLANUNG 

 Die Verwaltung der Stadt Ravensburg ist bisher auf viele Standorte im Stadtgebiet 

verteilt. Um sowohl die Bürgerfreundlichkeit als auch die Wirtschaftlichkeit zu erhö-

hen, sollen die Verwaltungsstandorte konzentriert und die benötigte Fläche insge-

samt reduziert werden.  

 Das vorliegende Planungsgebiet soll für einen solchen Verwaltungsstandort genutzt 

werden. Das Gebäude Seestraße 7, das sich in städtischem Eigentum befindet und 

vom Amt für Schule, Jugend und Sport genutzt wird, wird erhalten und in dieses 

Konzept integriert. Ergänzt werden Neubauten für zwei weitere Ämter, das Amt für 

Soziales und Familie und das Ordnungsamt. 

 Für die Umsetzung der oben genannten Ziele wurde ein Wettbewerbsverfahren 

durchgeführt. Aus diesem ging das Architekturbüro Oberst & Kohlmayer Generalpla-

ner GmbH aus Stuttgart mit seinem Entwurf als Sieger hervor. Dieser wurde nach der 

Preisgerichtssitzung am 17.10.2014 überarbeitet und bildet die Grundlage für den 

vorliegenden Bebauungsplan. 

 Um die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Umsetzung des Siegerentwurfs 

zu schaffen, ist die Änderung des Bebauungsplans erforderlich. 

 

 

2. RÄUMLICHER  GELTUNGSBEREICH 

Der räumliche Geltungsbereich des Be-

bauungsplans "Seestraße 7 und 9" ist im 

Westen durch die Seestraße, im Süden 

durch die Rudolfstraße, im Osten durch das 

Grundstück Flst. Nr. 1546 und im Norden 

durch das Grundstück Flst. Nr. 1545/1 be-

grenzt. 

Er umfasst insgesamt ca. 2.083 m². 
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3. BESTEHENDE  RECHTSVERHÄLTNISSE 

3.1 Flächennutzungsplan 

 Im rechtswirksamen Flächennutzungsplan des Gemeindeverbandes Mittleres 

Schussental ist für den Planbereich Mischbaufläche dargestellt. Das Planungsgebiet 

ist für den Detailierungsgrad des FNP zu kleinteilig und wird nicht separat dargestellt. 

Die Nutzung "Öffentliche Verwaltung" ist in einer Mischbaufläche zulässig. Der 

voliegende Bebauungsplan ist somit aus dem Flächennutzungsplan entwickelt. 

  

3.2 Bebauungsplan 

 Das Planungsgebiet liegt im Geltungsbereich des seit dem 19.04.1986 rechtskräfti-

gen Bebauungsplans "Leinerweg, Seestraße, Federburgstraße – Teilbereich Parkpa-

lette Oberamteigasse". Als Art der Nutzung ist ein Mischgebiet festgesetzt, wobei die 

Parkpalette darüber hinaus als Fläche für Gemeinbedarf festgesetzt ist. Ausgenom-

men von dem Mischgebiet sind die Grünflächen entlang der Seestraße. Der Grund-

stücksteil im Zugangsbereich zur Parkpalette ist als öffentliche, der nördlich angren-

zende als private Grünfläche festgesetzt, beide mit der Zweckbestimmung Parkanla-

ge. Die Bäume an der Seestraße sind mit einer Pflanzbindung versehen. 

 

 

4. PLANVERFAHREN 

 Die Voraussetzungen, das Bebauungsplanverfahren im beschleunigten Verfahren 

nach § 13a BauGB durchzuführen, sind erfüllt. Das Plangebiet befindet sich inner-

halb des Siedlungsgefüges von Ravensburg und ist fast vollständig bebaut und er-

schlossen. Die zulässige Grundfläche i. S. des § 19 Abs. 2 BauNVO beträgt deutlich 

weniger als 20.000 m², daher ist eine Prüfung des Einzelfalls gem. § 13a Abs. 1  

 Satz 2 Nr. 2 BauGB nicht erforderlich. Die Durchführung einer Umweltprüfung nach  

 § 2 Abs. 4 BauGB ist nicht erforderlich, da es sich um eine Maßnahme der Innenent-

wicklung handelt. 
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5. RÄUMLICHE  UND  STRUKTURELLE  SITUATION 

 Das Planungsgebiet befindet sich an der Seestraße / Ecke Rudolfstraße. Die See-

straße ist eine vom Marienplatz in geradem Lauf nach Süden in Richtung Bodensee 

führende alleeartige Ausfallstraße. Das Straßenbild ist vor allem im nördlichen Be-

reich geprägt durch eine beachtliche Anzahl repräsentativer Vorstadtvillen der Zeit 

zwischen 1870 und dem 1. Weltkrieg.  

 Die einzeln stehenden Stadtvillen befinden sich mehrheitlich direkt und ohne Vorgar-

tenzone an der Grundstückgrenze zum Gehweg entlang der Seestraße. Zudem gibt 

es vereinzelte Gebäude, die durch eine ca. 4 bis 7 m tiefe Vorgartenzone von der 

Straße zurückversetzt sind und so zu einer angenehm abwechslungsreichen Raum-

abfolge im Straßenverlauf beitragen. 

In das Planungsgebiet einbezogen sind das Haus Seestraße 7 sowie ein Teil der 

Parkpalette des Parkhauses "Oberamtei". Dieses hat einen Zugang zur Seestraße 

durch die mit einer ortsbildprägenden Sommerlinde bestandene Grünfläche. Hier be-

findet sich außerdem ein Spielplatz. Hinter dem Haus Seestraße 7 sind offene Stell-

plätze angeordnet, die über das nördlich angrenzende Flurstück Nr. 1545/1 angefah-

ren werden. 
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6. STÄDTEBAULICHES  KONZEPT 

 Bereits im Wettbewerbsverfahren wurden u.a. folgende städtebauliche Rahmenbe-

dingungen für die Bebauung des Grundstücks formuliert: 

 Die geplante Nutzung ist in einem oder mehreren Gebäuden unterzubringen. Die 

Körnung und Silhouette in der Seestraße ist dabei besonders zu beachten. 

 Das Haus Seestraße 7 ist in jedem Fall zu erhalten und in das Nutzungskonzept 

einzubeziehen. 

 Bebauung und Freiräume sind barrierefrei zu gestalten.  

 Die Linde ist mit ihrem unbefestigten Umfeld (Wurzelschutz) zu erhalten und 

möglichst großzügig in einen öffentlich nutzbaren Garten bzw. eine Freifläche 

einzubinden. 

Der Siegerentwurf sieht vor, auf dem Grundstück zwei dreigeschossige Neubauten 

zu ergänzen, die untereinander und mit dem Gebäude Seestraße 7 durch maßstäbli-

che Zwischenbaukörper verbunden sind. Durch die Stellung und die geplante Kuba-

tur fügen sich die Gebäude harmonisch in die Umgebung ein. Die Neubauten grup-

pieren sich um die Sommerlinde, die dadurch besonders in Szene gesetzt wird. In 

der Fuge zwischen den beiden Neubauten wird der zukünftige Hauptzugang ange-

ordnet. 

Der Platz vor den Gebäuden an der Seestraße / Ecke Rudolfstraße behält seinen öf-

fentlichen Charakter. Die Freiräume hinter den Gebäuden können von den Mitarbei-

tern genutzt werden. 

 

 

7. ERSCHLIESSUNG, INFRASTRUKTUR  UND  ENTWÄSSERUNG  

 Das Planungsgebiet ist vollständig erschlossen. Die Wasserversorgung, Abwasser-

beseitigung und Oberflächenentwässerung sind sichergestellt. Der Neubau wird an 

die bestehende Mischkanalisation angeschlossen. 

  

 Da der bisherige Ein-/Ausgang der Parkpalette in Richtung Rudolfstraße verlegt wird, 

wird der nördliche Gehweg der Rudolfstraße, der bisher lediglich eine Breite von 

ca. 1,30  m aufweist, auf 1,75 m verbreitert. So kann sichergestellt werden, dass der 

Gehweg für die aus der Parkpalette kommenden Fußgänger eine ausreichende Brei-

te aufweist und eine darauf stattfindene Begegnung möglich ist. 

  

Die notwendigen Stellplätze werden auf der benachbarten Parkpalette untergebracht. 
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8. BEGRÜNDUNG  DER  FESTSETZUNGEN 

 Art der baulichen Nutzung 

 Das Planungsgebiet wird als Gemeinbedarfsfläche mit der Zweckbestimmung "Öf-

fentliche Verwaltungen" festgesetzt, da ausschließlich eine solche Nutzung hier vor-

gesehen ist.  

 

 Maß der Nutzung 

 Das Maß der baulichen Nutzung wird durch die Festsetzung der maximal zulässigen 

Grundflächen- und Geschossflächenzahl, der höchstzulässigen Anzahl der Vollge-

schosse sowie der maximal zulässigen Wand- und Gebäudehöhe festgesetzt. Die 

Maße orientieren sich weitgehend am Wettbewerbsergebnis, lassen aber die erfor-

derlichen Spielräume offen, die bei der Überarbeitung und Realisierung eines Wett-

bewerbsentwurfs regelmäßig notwendig sind. Obwohl die Maße höher sind als im 

Umfeld, sind diese aufgrund der kleinteiligen, konkreten Nutzung angemessen und 

passen in den räumlichen Kontext entlang der Seestraße. 

  

 Bauweise und Baugrenzen  

 Innerhalb der Gemeinbedarfsfläche ist eine abweichende Bauweise festgesetzt, da 

das Verwaltungsgebäude die Länge von 50 m überschreiten soll, um die Wirtschaft-

lichkeit des Gebäudes sicherzustellen. 

 Die überbaubare Grundstücksfläche ist mittels Baugrenzen definiert. Sie ist so fest-

gesetzt, dass der gewünschte Charakter von Einzelbaukörpern entlang der Seestra-

ße gewahrt wird. Außerdem wird ausreichend Raum für die zu erhaltende Sommer-

linde geschaffen. 

 Damit die Linde durch die Bauarbeiten nicht beeinträchtigt wird, darf weder das Kel-

lergeschoss noch die Baugrube in den im Plan dargestellten Wurzelschutzraum hin-

einragen. Dies ist durch geeignete Vorkehrungen sicherzustellen. 

  

 Pflanzbindungen 

Die im Planungsgebiet vorhandene Sommerlinde und die Baumreihe entlang der 

Seestraße prägen den Straßenraum und werden im Bebauungsplan als zu erhalten 

festgesetzt. 

Bei Umsetzung eines Bushaltepunktes im Bereich der Seestraße wird für diesen Ab-

schnitt ausnahmsweise von der Vorgabe des Erhalts einzelner Bäume der Baumrei-

he abgesehen. 
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 Örtliche Bauvorschriften 

Auf örtliche Bauvorschriften wird verzichtet. Da sich das Grundstück im Eigentum der 

Stadt Ravensburg befindet und das Wettbewerbsergebnis zügig umgesetzt werden 

soll, ist gewährleistet, dass eine Qualität entsteht, die der stadträumlichen Gestaltung 

ausreichend Rechnung trägt. 

 

 

9. AUSWIRKUNGEN DER PLANUNG 

Angaben zum Standort 

Entlang der Seestraße sind die sehr unterschiedlich großen Freiflächen um die Ge-

bäude überwiegend ziergärtnerisch genutzt. Vereinzelt bestehen Inseln mit größeren, 

einheimischen Laubgehölzen. In manchen Gärten sind einzelne Obstbäume vorhan-

den. Grünvernetzungen zur offenen Landschaft bestehen nicht. 

 

Im Gebiet und in der Umgebung sind keine europäischen Vogelschutz-, FFH- oder 

sonstige Schutzgebiete vorhanden.  

 

Schutzgut Mensch / Erholung 

Auf der privaten Grünfläche, welche zur Überbauung vorgesehen ist, befindet sich 

ein öffentlich zugänglicher Spielplatz. Sie wird zudem während Arbeitspausen, Kurz-

spaziergängen und Erledigungen in der Altstadt mit überwiegend kurzen Aufenthal-

ten zur Erholung genutzt. Es wird darauf hingewirkt, dass diese Funktionen auf der 

verbleibenden öffentlich zugänglichen Freifläche bzw. im näheren Umfeld zumindest 

zu einem Teil ausgeglichen werden. Aufgrund der geringen Größe der dauerhaft ent-

fallenden Fläche und der untergeordneten Bedeutung/Ausstattung des Spielplatzes 

sind Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch nicht zu erwarten. 

 

Schutzgut Tiere, Pflanzen  

Die versiegelten Flächen der Parkpalette und des Parkplatzes stehen als Standorte 

für Vegetation und Raum für Tiere nicht zur Verfügung. Die private Grünfläche wurde 

durch ihre Erholungsfunktion und Spielangebot mit öffentlicher Zugänglichkeit inten-

siv genutzt. Entfernt werden muss ein Gehölzstreifen im Bereich zwischen der Som-

merlinde und des Gebäudes Seestraße 7 mit größeren, heimischen Laubbäumen. 

 

Durch Pflanzbindung wird sichergestellt, dass die überaus große, straßenraumprä-

gende Sommerlinde erhalten bleibt. Durch die Festsetzung der Pflanzbindung für die 
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straßenbegleitenden Alleebäume entlang der Seestraße bleibt die innerstädtische 

grüne Vernetzungsstruktur erhalten. Nach der Bebauung kann ein Drittel der verloren 

gegangenen Grünfläche wiederhergestellt werden. 

 

Aufgrund der o.g. Festsetzungen sind keine erheblich negativen Auswirkungen für 

das Schutzgut zu erwarten. 

 

Artenschutzrechtliche Belange 

Gemäß § 44 BNatSchG (i.V.m. § 7 BNatSchG) ist es verboten, besonders oder 

streng geschützte Arten (gemäß Bundesartenschutzverordnung; Anhang IV der FFH-

Richtlinie, europäische Vogelarten der Vogelrichtlinie) zu töten oder ihre Nist-, Brut-, 

Wohn- oder Zufluchtsstätten zu zerstören. Die streng geschützten Arten dürfen nicht 

einmal gestört werden, wenn hierdurch der Erhaltungszustand der betroffenen Popu-

lation erheblich beeinträchtigt werden würde. 

 

Als Habitatstrukturen für die Tierwelt sind vor allem die einheimischen Laubgehölze 

von Bedeutung. Daher kann das Vorkommen besonders geschützter Tierarten, ins-

besondere Vögel nicht ausgeschlossen werden. Durch den Bebauungsplan werden 

Eingriffe bauleitplanerisch vorbereitet, welche zum Wegfall von Gehölzen führen. 

Keines der Gehölze weist Höhlungen auf, welche als Brutstätten geeignet sind. Be-

einträchtigungen von Nist-, Brut-, Wohn- oder Zufluchtsstätten einzelner Vogelarten 

können dennoch nicht ganz ausgeschlossen werden. Aufgrund der Störeinflüsse 

durch die Straßen (Lärm- und Lichtimmissionen) und die Wohn- und 

Arbeitsumfelderholung ist nur mit anspruchslosen Kulturlandschafts-Ubiquisten und 

Arten des Siedlungsbereichs zu rechnen. 

 

Durch die Bebauung geht im stadträumlichen Zusammenhang nur ein geringer Anteil 

an Gehölzen verloren. Außerdem wird durch die Pflanzbindungen ein Mindestbesatz 

mit Bäumen als innerstädtische Vernetzungsstruktur sichergestellt. Zusätzlich kön-

nen erhebliche Störungen durch eine Rodung außerhalb der Vegetationsperiode 

vermieden werden. In der Gesamtschau bleiben ausreichend Ersatzquartiere in der 

näheren Umgebung vorhanden. 

 

Da die im Gebiet potenziell brütenden Vogelarten ihr Nest zudem jedes Jahr neu 

bauen, bleibt die ökologische Funktion der vom Eingriff betroffenen Flächen im räum-

lichen Zusammenhang weiterhin erfüllt. 
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Die gelegentliche Nutzung von Ritzen, Spalten und Fensterläden durch geschützte, 

fassadenbewohnende Tiere am Gebäude Seestraße 7 kann nicht ganz ausgeschlos-

sen werden. Im Rahmen der Umsetzung des Bebauungsplans ist bei Um- und An-

baumaßnahmen am Gebäude Seestraße 7 sowie bei Schnitt- und Fällmaßnahmen 

an Gehölzen zu prüfen, ob Tiere der besonders geschützten Arten verletzt, getötet, 

ihre Entwicklungsfolge oder Ruhe-, Nist-, Brut- oder Wohnstätten gestört werden  

(§ 44 BNatSchG). Ist dies der Fall muss eine Entscheidung der zuständigen Natur-

schutzbehörde eingeholt werden. 

 

Schnitt- und Fällmaßnahmen an/von Gehölzen sind ausschließlich in der Zeit von 

Anfang Oktober bis Ende Februar durchzuführen, um keine Verbotstatbestände nach 

§ 44 BNatSchG auszulösen. 

 

Besonders oder streng geschützte Pflanzenarten sind im Plangebiet nicht vorhan-

den. Selbst wenn dies der Fall wäre, würde es sich allenfalls um Einzelfunde han-

deln. Die überplanten Flächen sind damit als nicht geeigneter schutzwürdiger Le-

bensraum zur Arterhaltung einzustufen. 

Die Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 BNatSchG können durch die o. g. Festset-

zungen und Hinweise abgewendet werden; artenschutzrechtliche Verbote werden 

somit nicht verletzt. 

 

Schutzgut Boden 

Die Empfindlichkeit gegenüber Bodenverlust durch Überbauung und Versiegelung ist 

generell hoch einzustufen, da hierdurch alle Bodenfunktionen verlorengehen. Grund-

sätzlich entspricht die Verdichtung im bebauten Innenbereich der Vorgabe zum spar-

samen Umgang mit Grund und Boden. In den unversiegelten Bereichen ist der Bo-

den durch die intensive Nutzung in der Vergangenheit bereits stark anthropogen 

überformt. Auch wenn eine zusätzliche Versiegelung erfolgt, sind insgesamt betrach-

tet die Auswirkungen auf das Schutzgut Boden nicht als erheblich einzustufen.  
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Schutzgut Grundwasser und Oberflächengewässer 

Der Boden ist zur Versickerung nur bedingt geeignet. Erheblich negative Auswirkun-

gen auf die Grundwasserneubildung sind aufgrund der geologischen Verhältnisse, 

der vorhandenen Versiegelung und des intensiven Nutzungsgrades nicht zu erwar-

ten. Fließgewässer sind im Plangebiet nicht vorhanden, es bestehen somit keine 

Empfindlichkeiten des Schutzgutes gegenüber der Planung.  

 

Schutzgut Luft / Klima 

Das Plangebiet ist dem Siedlungsraum zuzuordnen. Es bestehen die typischen bio-

klimatischen Belastungen und verkehrsbedingten Luftbelastungen in Siedlungsgebie-

ten im Schussental. Die bestehenden Grünflächen und Bäume wirken ausgleichend 

auf das lokale Kleinklima. Zusätzliche Belastungen werden durch Festsetzungen von 

Maßnahmen zur Verminderung der Luftverunreinigung sowie durch die Pflanzbin-

dungen vermieden. 

Aufgrund der hohen Vorbelastungen bestehen somit keine Empfindlichkeiten des 

Schutzgutes gegenüber der Planung. 

 

Schutzgut Landschaftsbild 

Das Ortsbild wird durch die Bebauung mit Vorstadtvillen entlang der Seestraße und 

einzelne Vorgärten geprägt. Durch den Erhalt der straßenraumprägenden Linde 

bleibt die charakteristische Raumabfolge erhalten. Das geplante Verwaltungsgebäu-

de fügt sich aufgrund seiner Gebäudegliederung, der angemessenen Gebäudehöhen 

und der geplanten Dachausbildungen gut in die Umgebung ein. Empfindlichkeiten 

des Schutzgutes gegenüber der Planung bestehen nicht. 

 

Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter 

Im Ortskernatlas der Stadt Ravensburg von 1988 ist der Bereich der Seestraße süd-

lich an die Altstadt angrenzend als Bereich dargestellt, deren siedlungsgeschichtliche 

Bedeutung an ihrer historischen Bebauung, ihren gewachsenen Freiräumen, Parzel-

lenzuschnitten oder anderen historischen Strukturen ablesbar ist. Im Planungsgebiet 

sind keine Kultur- und Sachgüter im denkmalrechtlichen Sinne betroffen. Empfind-

lichkeiten des Schutzgutes gegenüber der Planung bestehen nicht. 
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Wechselwirkungen zwischen den Belangen des Umweltschutzes 

Aus der Planung ergeben sich keine erkennbaren Beeinträchtigungen der Schutzgü-

ter. Ebenso sind keine Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern zu erwarten, 

die erheblich negative Auswirkungen nach sich ziehen könnten. 

 

 

10. BETEILIGUNG DER ÖFFENTLICHKEIT UND BETEILIGUNG DER BEHÖRDEN 

10.1 Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB 

Mit amtlicher Bekanntmachung vom 29.11.2014 wurde die frühzeitige Öffentlichkeits-

beteiligung im Zeitraum vom 08.12.2014 bis einschließlich 23.12.2014 durchgeführt. 

Während dieser Zeit konnte sich die Öffentlichkeit über die allgemeinen Ziele und 

Zwecke der Planung informieren. Es wurden keine Stellungnahmen abgegeben. 

 

10.2 Frühzeitige Behördenbeteiligung gem. § 4 Abs. 1 BauGB 

 Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 

wurde mit Schreiben vom 04.12.2014 durchgeführt. Von behördlicher Seite wurden 

allgemeine Anmerkungen zum Artenschutz vorgetragen (Landratsamt, untere Natur-

schutzbehörde). Artenschutzrechtliche Belange sind im Planverfahren berücksichtigt 

und in der Begründung dargestellt. 

 

10.3 Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 2 BauGB 

Mit amtlicher Bekanntmachung vom 07.03.2015 wurde die Öffentlichkeitsbeteiligung 

im Zeitraum vom 16.03.2015 bis einschließlich 17.04.2015 durchgeführt. Es wurden 

keine Stellungnahmen abgegeben. 

 

10.4 Behördenbeteiligung gem. § 4 Abs. 2 BauGB 

Die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurde mit 

Schreiben vom 06.03.2015 durchgeführt. Im Rahmen der Behördenbeteiligung wurde 

eine Stellungnahme abgegeben, die zu einer redaktionellen Ergänzung der Hinweise 

um Hinweis Nr. 6 "Archäologische Denkmalpflege" führen. 
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11. FLÄCHENBILANZ 

 Fläche für Gemeinbedarf  ca. 1627 m² 

 Öffentliche Verkehrsfläche  ca. 456 m² 

 Planungsgebiet gesamt  ca. 2083 m² 

 

12. KOSTEN  DER STÄDTEBAULICHEN  MASSNAHME  

Der Stadt Ravensburg entstehen durch den Inhalt des Bebauungsplans keine we-

sentlichen Kosten, da das Plangebiet bereits erschlossen ist. Lediglich durch die 

Verbreiterung des nördlichen Gehwegs der Rudolfstraße in Richtung Seestraße ent-

stehen der Stadt Ravensburg Kosten. 

 

 

Aufgestellt: 

Ravensburg, den 18.02.2015 / 21.04.2015 

Stadtplanungsamt/Sorg 

 

 

 

Rosol 


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